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WER SIND WIR 
UND WOFÜR WIR 
STEHEN 
Der Wasserverbandstag Bremen, Niedersachsen, Sach-
sen-Anhalt e.V. (WVT) vertritt die Interessen seiner rd. 
1.000 Mitglieder aus Bremen, Niedersachsen, Sach-
sen-Anhalt und unterstützt sie bei der Umsetzung ihrer 
Aufgaben, wie Gewässerunterhaltung, Trinkwasserver-
sorgung und Abwasserbehandlung, Hochwasserschutz 
im Binnenland sowie Küstenschutz, Landschaftspfl ege 
sowie Be- und Entwässerung. Der WVT vereint als einzi-
ge Organisation alle Bereiche der Wasserwirtschaft und 
verfügt damit über jahrzehntelange Erfahrung im Be-
reich der integrativen Wasserwirtschaft. Ausgehend von 
einem umfassenden Systemverständnis steht die integ-
rative Wasserwirtschaft für einen nachhaltigen Umgang 
mit der Ressource Wasser. Mit unserem Positionspapier 
Siedlungswasserwirtschaft Niedersachsen 2024/2025 
wollen wir die Akteure aus Politik und Verwaltung bei der 
Ausgestaltung der öffentlichen Wasserversorgung und 
Abwasserbehandlung als Aufgaben der kommunalen 
Selbstverwaltung unterstützen.

Die Verfügbarkeit von sauberem Trinkwasser zu jeder 
Zeit und der hohe Standard der deutschen Abwasserbe-
handlung sind Teil unserer Lebensgrundlage, sind Stand-
ortfaktor für unsere Kommunen und das ganze Land. Die 
öffentliche Wasserversorgung und Abwasserbehandlung 
sind wesentlicher Bestandteil der Daseinsvorsorge und 
der Kritischen Infrastruktur in Deutschland. Die aktuellen 
Herausforderungen machen Umdenkungsprozesse und 
Anpassungsbedarf erforderlich. 

Hierbei sind insbesondere Fragen des Mengenmanage-
ments, der Qualität und des Infrastrukturerhalts Heraus-
forderungen, die die niedersächsischen Wasserverbän-
de bei ihrer strategischen Entwicklung berücksichtigen 
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ZUSAMMEN-
FASSUNG - WO 
BRAUCHEN WIR 
UNTERSTÜTZUNG 
In den kommenden Jahren sind erhebliche Anstren-
gungen erforderlich, um die Versorgung für die Zukunft 
zu sichern und langfristig zu gewährleisten. Dies wird 
sich auch auf die Entgelte auswirken. Hierfür bedarf es 
dringend einer gemeinsamen Strategie, wie die erforder-
lichen Maßnahmen fi nanziert werden können, ohne die 
Gesellschaft über die Maße zu belasten.

Benötigt wird eine integrierte Betrachtung aller poli-
tischen Initiativen unter Berücksichtigung der daraus 
entstehenden Folgekosten für die Bevölkerung. Hierbei 
muss ein verantwortungsvoller Umgang mit den Einnah-
men aus Gebühren und Entgelten immer im Vordergrund 
der Betrachtun gen stehen.

Mit Blick auf das Ganze setzen wir uns für einen nachhal-
tigen Umgang mit der Ressource Wasser ein. Dennoch 
benötigen wir die Unterstützung der Politik, Verwaltung 
und Gesellschaft, um die großen Herausforderungen zu 
meistern und die wasserwirtschaftliche Daseinsvorsorge 
dauerhaft zu sichern.

Aber auch jeder Einzelne kann durch einen bewussten 
Umgang mit der Ressource seinen Beitrag leisten. Wir 
alle gemeinsam können Wasser mehr wertschätzen und 
so diese fantastische Ressource bewahren.

2

müssen. Aspekte der Klimaanpassung und der Prozess 
der Energiewende sind in die Überlegungen einzubezie-
hen. Um die wasserwirtschaftliche Daseinsvorsorge für 
die Zukunft zu gewährleisten und langfristig sicherzu-
stellen, bedarf es in den nächsten Jahren erhebliche An-
strengungen.

Der WVT und seine Mitgliedsverbände sehen Was-
ser nicht als Handelsware, sondern als Allgemeingut, 
das geschützt und nachhaltig bewirtschaftet werden 
muss, um die Daseinsvorsorge in Niedersachsen auch 
für nachfolgende Generationen sicherzustellen. Trink- 
und Abwasser gehören daher nicht in den Wettbewerb. 
Eine fl ächendeckende, nachhaltige Wasserversorgung 
und Abwasserbehandlung mit hoher Qualität und Ver-
sorgungssicherheit kann auf Dauer nur gewährleistet 
werden, wenn nicht die Gewinnerzielung, sondern das 
Allgemeinwohl der Bürger und der Gesellschaft das er-
klärte Ziel ist. Hierfür stehen der WVT und seine Mitglie-
der. Liberalisierungsbestrebungen seitens der EU oder 
des Bundes lehnen wir daher konsequent ab.

Die Wasserversorgung und Abwasserbehandlung sind 
Aufgaben der kommunalen Selbstverwaltung. Wesent-
liche Grundlagen einer effektiven öffentlichen Wasser-
versorgung und Abwasserbehandlung sind günstige 
und fördernde Rahmenbedingungen, welche durch die 
entsprechende Bundes- und Landesgesetzgebung und 
deren Anwendung vorgegeben werden. Die Politik auf 
Bundes-, Landes- und kommunaler Ebene steht somit in 
der Verantwortung, diese Aufgabe der Daseinsvorsorge 
wirtschaftlich und nachhaltig zu gestalten und sich der 
öffentlichen Diskussion zu stellen. Hierfür soll das Posi-
tionspapier als Unterstützung dienen.

Der Wasserverbandstag e.V. (WVT) steht für einen integ-
ralen Ansatz und empfi ehlt grundsätzlich, den Aufgaben-
trägern ein höheres Maß an Möglichkeiten zu gewähren, 
weniger strenge Vorgaben zu machen und damit die Ei-
genverantwortung zu stärken. Die demokratisch gewähl-
ten Gremien der Mitglieder überwachen zusammen mit 
den entsprechenden Aufsichtsbehörden das Handeln. 
Die technischen und betriebswirtschaftlichen Fachleute 
bei den Mitgliedern des WVT erfüllen ihre Aufgaben mit 
einem hohen Transparenzgrad, der den Kommunen als 
Eignern den Einfl uss auf die Erfüllung der Daseinsvorsor-
ge gewährleistet.

Was mit dem Trinkwasser und Abwasser in Niedersach-
sen geschieht, ist von großer Tragweite für die gesamte 
niedersächsische Wirtschaft und Gesellschaft. Die Trink- 
und Abwasserverbände machen sich daher für ein nach-
haltiges und ganzheitliches Denken stark.
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 KERNFORDERUNGEN
Durch den Klimawandel, die Energiewende und den demografi schen Wandel ergibt sich in Verbindung mit 
der bestehenden wasserwirtschaftlichen Infrastruktur für die Wasserwirtschaft in den nächsten Jahren 
ein erheblicher Anpassungsbedarf. Zur Sicherstellung der Daseinsvorsorge fordern wir daher, eine ge-
meinsame Finanzstrategie auf Bundes- und Landesebene zu schaffen. Hierzu gehören einerseits geeig-
nete Förderprogramme, die z.B. das Wassermanagement und die Prognosefähigkeit unterstützen, aber 
auch die Förderung von Maßnahmen zur regenerativen Energieerzeugung, um die Energiewende weiter 
voranzubringen. Andererseits muss es für die Wasserwirtschaft zinsvergünstigte Kredite geben, aber auch 
Gesetzesänderungen, die fl exiblere Finanzierungsinstrumente schaffen. Neben der Finanzstrategie bedarf 
es auch einer Beschleunigung von Planung und Umsetzung von Bauvorhaben.

Gemeinsames Ziel von Politik und kommunaler Wasserwirtschaft muss es sein, die mit dem Erhalt der 
Infrastrukturen verbundenen Herausforderungen noch stärker ins öffentliche Bewusstsein zu rücken. Eine 
funktionierende und qualitativ hochwertige kommunale Wasserwirtschaft stellt die Basis der gesellschaft-
lichen und wirtschaftlichen Entwicklung in Deutschland dar.

FINANZSTRATEGIE WASSER SCHAFFEN!1

Wir fordern, den gesetzlich verankerten Vorrang der öffentlichen Wasserversorgung konsequent umzu-
setzen. Wasserrechtsverfahren der Daseinsvorsorge müssen vereinfacht und Wasserrechte fl exibilisiert 
werden. Belange der EG-WRRL oder des Naturschutzes dürfen der öffentlichen Wasserversorgung oder 
Abwasserbehandlung nicht entgegenstehen. Wir fordern einheitliche und verlässliche Vorgaben zur Si-
cherstellung der Daseinsvorsorge und des Vorrangs der öffentlichen Wasserversorgung.

VORRANG DER DASEINSVORSORGE KONSEQUENT 
UMSETZEN, WASSERRECHTE VEREINFACHEN UND 
FLEXIBILISIEREN!

2

Die Krisen der letzten Jahre haben Herausforderungen für die kritischen Infrastrukturen aufgezeigt. 
Stark gestiegenen Energiepreise, Infl ation und unzuverlässige Lieferketten stellen die Wasserverbände 
vor neue Fragestellungen. Die wasserwirtschaftlichen Anlagen als wesentliche Teile der kritischen Inf-
rastrukturen müssen zukünftig besser geschützt werden. Dies bedeutet insbesondere, dass die nötigen 
Rahmenbedingungen für eine Versorgung mit essenziellen Betriebsmitteln zu gewährleisten ist. Des Wei-
teren müssen rechtliche Rahmenbedingungen für die Erzeugung erneuerbarer Energien geschaffen wer-
den. Zudem bedarf es Unterstützung für ausreichend qualifi zierte Fachkräfte in der Wasserwirtschaft.

SICHERSTELLUNG VON PERSONAL-, 
ENERGIERESSOURCEN UND LIEFERKETTEN!5

Wasserversorgung und Abwasserbehandlung muss öffentliche Daseinsvorsorge bleiben. Eine Liberali-
sierung oder Regulierung ist auszuschließen. Das entsprechende Bekenntnis von Bundestag und Bun-
desregierung aus den Jahren 2001 (Bundestagsantrag, BT-Drs. 14/7177) und 2006 (Bericht der Bundes-
regierung, BT-Drs. 16/1094) muss dringend erneuert werden.

EINE REGULIERUNG UND PRIVATISIERUNG 
DER WASSERWIRTSCHAFT LEHNEN WIR AB!6

Wir fordern, dass der vorsorgende Wasserschutz als gesellschaftspolitische Aufgabe bei allen wirtschaft-
lichen Tätigkeiten und Entscheidungen als oberstes Ziel anerkannt wird. Jegliche Einträge von Stör- und 
Schadstoffen in diese Ressource müssen vermieden werden. Zudem fordern wir, bei der Nutzung der Flä-
chen und des Untergrundes der Wassergewinnung der öffentlichen Wasserversorgung den Vorrang vor 
wirtschaftlichen Interessen einzuräumen.

DIE WASSERRESSOURCE DARF NICHT 
GEFÄHRDET WERDEN!3

Die Verfügbarkeit von sauberem Trinkwasser zu jeder Zeit und der hohe Standard der deutschen Abwas-
serbehandlung sind Teil unserer Lebensgrundlage, sind Standortfaktor für unsere Kommunen und das 
ganze Land. Die öffentliche Wasserversorgung und Abwasserbehandlung sind wesentlicher Bestandteil 
der Daseinsvorsorge und der Kritischen Infrastruktur in Deutschland. Die aktuellen Herausforderungen 
machen Umdenkungsprozesse und Anpassungsbedarf erforderlich.

WASSERWIRTSCHAFT INTEGRATIV DENKEN 
UND KOMPETENZ DER BRANCHE NUTZEN!

7

Mit der Kommunalabwasser-Richtlinie werden Verursacher von Gewässerbelastungen über eine erweiterte 
Herstellerverantwortung in die Pfl icht und fi nanzielle Verantwortung genommen. Dies ist überfällig, da die 
erweiterte Herstellerverantwortung eine notwendige Voraussetzung für den Schutz der Wasserqualität ist. 
Neben der Finanzierung von weitergehender Abwasserbehandlung muss die Herstellerverantwortung auch 
für die Trinkwasserversorgung eingeführt werden, soweit zusätzliche Aufbereitungsschritte aufgrund von 
Spurenstoffen in der Umwelt erforderlich werden.

ERWEITERTE HERSTELLERVERANTWORTUNG 
UND VERURSACHERPRINZIP UMSETZEN!

4
ie Regelung aus § 93 Abs. 1 S.2 NWG stammt aus den 90er Jahren und wurde durch die Einführung 
von Cross Compliance im Jahr 2007 überholt, da darin Direktzahlungen für die Einhaltung von Pfl an-
zenschutzmittel (PSM)-Regeln enthalten sind. Beihilferechtlich ist die Zahlung des Ausgleichs insofern 
mehr als problematisch, so dass dieser Passus im NWG schön längst hätte gestrichen werden müssen, 
um Schaden von der Landwirtschaft fernzuhalten, aber auch um zusätzliche Zahlungen der Wasserver-
sorger an die Landwirtschaft für bundesweite Verbote zu verhindern, die in anderen Bundesländern nicht 
gezahlt werden.

 § 93 ABS. 1 S. 2 NWG ENDLICH STREICHEN!8
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HINTERGRUND - 
HERAUSFOR-
DERUNGEN DER 
BRANCHE

3.1  WASSER UND 
  GESELLSCHAFT

Für eine zukunftsfähige Wasserwirtschaft muss Was-
ser in einwandfreier Qualität (Gesundheitsvorsorge) 
und ausreichender Quantität (Versorgungssicherheit) 
zur Verfügung stehen. Die Verfügbarkeit von sauberem 
Trinkwasser zu jeder Zeit und der hohe Standard der 
deutschen Abwasserbehandlung sind Teil unserer Le-
bensgrundlage, sind Standortfaktor für unsere Kom-
munen und das ganze Land.

Ohne die öffentliche Wasserwirtschaft gäbe es keine 
Wohngebiete, keine Gewerbegebiete, kein Wachstum. 
Ob Landwirt oder Unternehmer, Familie oder Politik - 
jeder von uns kann und muss Verantwortung für sein 
Handeln übernehmen, um unsere wertvolle Ressource 
Wasser zu schützen und nachhaltig zu sichern.

Als Beispiel einer unzureichenden gesamtgesell-
schaftlichen und somit nachhaltigen Betrachtung der 
Ressource Wasser kann die Tesla-Ansiedlung in Grün-
heide/Brandenburg genannt werden. Hier bedarf es 
nachträglicher Beschränkungen, Nachregulierungen, 
großräumiger Dargebotsausgleiche und ggfs. Ein-
schränkungen der öffentlichen Wasserversorgung, 
will man dem Thema Nachhaltigkeit im Umgang mit 
der Ressource Wasser langfristig nachkommen. 

WASSERWIRTSCHAFT ALS 
KRITISCHE INFRASTRUKTUR
Die öffentliche Wasserversorgung und Abwasser-
behandlung sind auch wesentliche Bestandteile der 
kritischen Infrastrukturen in Deutschland. Globale 
und lokale Krisen bzw. Ereignisse der letzten Jahre 
haben die Bedeutung der Daseinsvorsorge Wasser-
versorgung und Abwasserbehandlung wieder etwas 
verstärkt in den Blickpunkt gerückt. Wie trifft es die 
Branche, wenn Kraftstoff oder Elektroenergie nicht 
wie gewohnt in ausreichendem Maße zur Verfügung 
steht?   Was bedeutet ein erfolgreicher Cyberangriff 
auf ein Wasserwerk oder eine Kläranlage? Wie kann 
auch in Krisen eine Versorgung der Bevölkerung mit 
trinkbarem Wasser gewährleistet werden und wie die 
Ableitung des Abwassers aus dem urbanen Raum? 
Die Einbeziehung der Verbände in den Prozess der 
Risikoanalyse und Notfallvorsorgeplanung ist eine 
wichtige Forderung der Verbände. Der WVT fordert, 
dass die Aufgabenträger der öffentlichen Wasserver-
sorgung und Abwasserbehandlung in die Krisenstäbe 
auf Landkreisebene einbezogen werden. Das hohe Ver-
antwortungsbewusstsein der KRITIS-Betreiber bildet 
eine wesentliche Grundlage für das Funktionieren der 
Gesellschaft – und das eben nicht nur in Krisen- oder 
sogar Notsituationen.

VERÄNDERUNGEN 
MACHEN ANPASSUNGEN 
ERFORDERLICH
Die Gesellschaft verändert sich stetig. Und so wie 
sich die Gesellschaft verändert, stehen auch die Ver-
bände der Wasserversorgung und Abwasserbehand-
lung permanent vor Anpassungsbedarf. Fragen der 
Qualität, der Demographie, des Infrastrukturerhalts, 
des veränderten Wassergebrauchs, aber auch ver-
änderte rechtliche Rahmenbedingungen sind Her-
ausforderungen, denen sich die Verbände bei ihrer 
strategischen Entwicklung stellen müssen. Insbeson-
dere der Klimawandel und die Energiewende machen 
verstärkt Umdenkungsprozesse und Anpassungs-
bedarf erforderlich – und dies vor dem Hintergrund, 
des sich zuspitzenden Fachkräftemangels, der in der 
Zukunft zu deutlichen Problemen führen kann. Der 

mit den genannten Herausforderungen verbundene 
Anpassungsbedarf generiert einen erheblichen 
Finanzbedarf und setzt die Verantwortlichen der 
öffentlichen Wasserversorgung und Abwasserbe-
handlung zunehmend unter Druck. Steigende Ge-
bühren und Entgelte sind die unausweichliche Folge. 
Der Wert des Wassers steigt.

Verschärft wird diese Situation durch die aktuelle welt-
politische Lage und den hieraus entstehenden fi nan-
ziellen Folgen. Um diese Folgen sozialverträglich zu 
refi nanzieren, braucht es neue angepasste rechtliche 
Rahmenbedingungen. Wir fordern von den Kommunal-
aufsichten daher, den Dialog mit den Aufgabenträgern 
über angepasste Finanzierungmöglichkeiten aufzu-
nehmen. Dringend müssen gemeinsam Möglichkeiten 
entwickelt werden, wie auch Verbände Rücklagen für 
anstehende Investitionen rechtssicher bilden können, 
ohne dass dadurch eine weitere Steuerpfl icht und da-
mit eine weitere Verteuerung entsteht. Die Aufgaben-
träger müssen nach Möglichkeit in die Lage versetzt 
werden, langfristig ohne Fremdmittel (Kredite) die an-
stehenden Aufgaben bewerkstelligen zu können. Zin-
sen auf Fremdkapital belasten den Endkunden unnötig 
-und dies gerade in Hochzinsphasen.

Aufgrund von sich kumulierenden Einfl üssen wie 
gesellschaftlichem Wandel, fortschreitendem Res-
sourcenverbrauch, Globalisierung der Wirtschaft, de-
mografi schem Wandel sowie dem Klimawandel mit 
seinen Naturrisiken u.v.a.m. muss Wasserwirtschaft 
künftig noch integrativer gedacht werden. Gemeinsam 
mit Politik, Verwaltung und Bürgern müssen Strate-
gien entwickelt werden, um Gemeinden, Städte und 
letztendlich ganze Regionen besser vor Risiken, wie z. 
B. Hitze, Überschwemmungen oder langanhaltenden 
Trockenphasen, aber auch stetig steigenden Kosten 
für Wasser zu schützen.

Gemeinsames Ziel von Politik und kommunaler Was-
serwirtschaft muss es daher sein, die mit dem Erhalt 
der Infrastrukturen verbundenen Herausforderungen 
noch stärker ins öffentliche Bewusstsein zu rücken. 
Hierfür fordern wir einen Dialog der unterschiedlichen 
Akteure und Interessensvertreter ein. Die Ressource 
Wasser muss wirksamer als bisher in Planungs- und 
Entscheidungsprozesse einfl ießen.

FACHKRÄFTEMANGEL
Die Gesellschaft steht vor einem zunehmenden Prob-
lem: Fachkräftemangel. Hiervon ist auch die Wasser-
wirtschaft massiv betroffen. Nahezu in allen Bereich 
können freiwerdende oder neu geschaffene Planstel-
len nicht adäquat besetzt werden.   Das führt z. B. zu 
Verzögerungen bei dringenden Baumaßnahmen, der 
Rückstellung von Projekten und kann in ausgewähl-
ten Bereichen zu einem Sicherheitsrisiko werden. Als 
Beispiel sei hier der Aufbau und die Verstärkung der 
IT-Sicherheit genannt. Die Bedrohungslage steigt mit 
fortschreitender Digitalisierung und neuen Technolo-
gien wie der künstlichen Intelligenz stark an. Der Fach-
kräftemarkt ist erschöpft und externe Dienstleister 
sind überlastet. Um die personellen Ressourcen buh-
len alle Betreiber kritischer Infrastrukturen, aber auch 
Unternehmen und Verwaltungen.

Zur nachhaltigen Sicherung unserer Lebensqualität 
benötigen wir neue Fachkräfte, aber auch bestehen-
de Fach- und Arbeitskräfte müssen noch effektiver 
eingesetzt werden. Hierzu gehört es auch, die guten 
Arbeitsbedingungen in den Verbänden zu erhalten. Die 
Verbände bieten gute Arbeitsbedingungen, sichere Ar-
beitsplätze und ein spannendes Betätigungsfeld, das 
Zukunft hat und die Möglichkeit bietet, aktuelle gesell-
schaftliche Aufgaben zu begleiten.

ENERGIEWENDE BEGLEITEN
Die Wasserwirtschaft unterstützt und stellt sich der 
Energiewende. Energieeinsparpotenziale werden er-
gründet und bei gegebener Wirtschaftlichkeit ent-
sprechende Maßnahmen umgesetzt. Ebenso werden 
Möglichkeiten der Erzeugung alternativer Energien 
und die Nutzung vorhandener Energiepotenziale im 
Rahmen der rechtlichen Möglichkeiten genutzt. Für 
die Wasser- und Bodenverbände bedarf es jedoch noch 
rechtliche Änderungen, um das Potential vollständig 
ausschöpfen zu können. So fordern wir schon lange, 
den für Wasser- und Bodenverbände in § 2 des Wasser-
verbandsgesetzes (WVG) bestehenden Aufgabenbereich, 
um die Möglichkeit der Erzeugung erneuerbarer Energie 
zu erweitern. Diese Möglichkeit gibt es bereits in Schles-

3
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wig-Holstein und Hamburg. Auf Zweckverbände können 
Gemeinden die Aufgabe in Niedersachsen bereits jetzt 
übertragen. Wir halten es für angezeigt, den in Wasser- 
und Bodenverbänden zusammengeschlossenen Ge-
meinden eine vergleichbare Möglichkeit zu geben.

Damit wäre es auch für solche Verbände möglich, An-
lagen für die Erzeugung erneuerbarer Energie nicht 
nur im Rahmen ihrer ansonsten schon bestehenden 
Aufgaben (Wasserversorgung, Abwasserbeseitigung) 
zu bauen, wobei es enge Grenzen für die erzeugbare 
Strommenge gibt und eine physische Verbindung zu 
den verbandseigenen Verbrauchsstellen gefordert 
wird, sondern solche Anlagen ohne Begrenzung auf 
bestimmte Strommengen errichten und betreiben zu 
können. Solche Anlagen können helfen, die in abseh-
barer Zeit erforderliche Klimaneutralität von Aufga-
benträgern leichter sicherstellen zu können.

Doch auch die Anforderungen an die jeweiligen An-
lagen können sich erhöhen. Als Beispiele seien eine 
weitergehende Abwasserreinigung (4. Reinigungsstu-
fe) oder mögliche weitere Aufbereitungsschritte in der 
Trinkwasserversorgung genannt. Für derartige nach-
geschaltete und meist hochkomplexe Verfahren wird 
zusätzlich Energie benötigt. Auch die Umstellung der 
Fahrzeugfl otte auf Elektromobilität oder die Heizung 
auf Wärmepumpe generieren zusätzliche Elektroener-
giebedarfe. Vom Energieeffi zienzgesetz (EnEfG) - der 
strengeren nationalen Umsetzung der europäischen 
Energieeffi zienz-Richtlinie - werden Unternehmen der 
Wasserwirtschaft in Deutschland z.T. direkt betroffen 
sein. Einige werden zur Veröffentlichung von Umset-
zungsplänen für Energiesparmaßnahmen verpfl ichtet 
und zur Einführung eines vollwertigen Energie- oder 
Umweltmanagementsystems. Somit ist vorauszuse-
hen, dass den Vorgaben des EnEfG nicht umfassend 
entsprochen werden kann. Schon aus Eigeninteres-
se arbeitet die Branche seit jeher an Lösungen zur 
Steigerung der Energieeffi zienz. Dies belegen sowohl 
amtliche statistische Erhebungen als auch die wieder-
kehrenden Benchmarking-Projekte und anderweitigen 
Publikationen der Branche.

Eine verpfl ichtende Integration der Wasserwirtschaft 
lehnen wir aber ab. Das EnEfG konterkariert hier 
grundlegende parallele Vorgaben des Umwelt- und 
Gesundheitsschutzes. Gerade zur Umsetzung nicht 
selbständig wirtschaftlicher Maßnahmen bedarf es 
staatlicher Unterstützung oder anderweitiger Entlas-

tung. Entsprechende Fördermöglichkeiten sind beizu-
behalten, bedarfsgerecht aufzustocken und weiterzu-
entwickeln. In hohem Maße wird aber auch zukünftig 
in der Wasserwirtschaft Energie zugekauft werden 
müssen. Schnelle und messbare Erfolge der Energie-
wende sind erforderlich, um die Kosten hierfür letzt-
endlich für den Bürger verträglich gestalten zu kön-
nen. Eine Kläranlage oder ein Wasserwerk kann nicht 
den Standort schließen und sich in einem Land mit 
günstigeren Rahmenbedingen wieder neu ansiedeln. 
Zum Standortfaktor Deutschland gehört neben einer 
zuverlässigen und kostengünstigen Wasserwirtschaft 
eben auch eine solche Energieversorgung.

In diesem Zusammenhang ist die 
Wasserstoffproduktion ein wichtiger 
Baustein der Dekarbonisierung und 
der nachhaltigen Energiegewinnung 
und -versorgung. Der Nordwesten 
Niedersachsens ist als Produktions-
region optimal: Dort gibt es   Wind, 
Sonne und Wasser.  Jedoch muss bei 
der Wasserstoffproduktion die Fra-
ge, welche Wasserressourcen man 
dazu vor Ort konkret wie nutzen 
kann, durch vorausschauende Pla-
nung unter Einbindung des jeweiligen 
Wasserversorgers frühzeitig geklärt 
werden. Gemeinsam mit allen Akteu-
ren müssen systemische Lösungen 
entwickelt werden, die auf alterna-
tive Ressourcen zurückgreifen und 
nicht in Konkurrenz zur öffentlichen 
Wasserversorgung aus Grundwasser 
stehen.

3.2  MENGE
Wie bereits erwähnt ist die Verfügbarkeit von saube-
rem Wasser zu jeder Zeit sowohl Lebensgrundlage 
als auch ein wirtschaftlicher Standortfaktor für unse-
re Kommunen und das ganze Land. Die öffentliche 
Wasserversorgung beinhaltet die Versorgung priva-
ter Haushalte, gewerblicher, industrieller und land-
wirtschaftlicher Betriebe und hat vor allen anderen 
Nutzungsarten Vorrang (§ 12 Abs. 1 Nr. 1 i. V. m. § 3 
Nr. 10 WHG). Sie hat eine herausragende Bedeutung 
für die Gesellschaft. Daher wird häufi g richtigerweise 
eine Bewilligung erteilt, die das Recht auf Entnahme 
sicherstellt. Zur Klarstellung fordern wir ein klares Be-
kenntnis der Politik und Verwaltung durch eine Veran-
kerung des Vorrangs öffentlicher Wasserversorgung 
im Niedersächsischen Wassergesetz, ähnlich wie es in 
Rheinland-Pfl alz oder Hessen bereits erfolgt ist.

AUSWIRKUNGEN DES 
KLIMAWANDELS MIT 
WASSERMANAGEMENT 
BEGEGNEN
Während die letzten Jahre von Diskussionen über 
Trockenheit und Wasserknappheit geprägt wa-
ren, brachte das Jahr 2023 überdurchschnittliche 
Niederschläge bis hin zum Weihnachtshochwasser 
2023/2024. Dies zeigt die durch den Klimawandel 
erwartete Zunahme von Extremwetterereignissen; der 
Wechsel von sonnigen/trockenen und nassen/regneri-
schen Phasen wird weniger vorhersehbar, die Wetter-
ereignisse dauern länger und sind heftiger als früher.

Dies hat Auswirkungen auf die Trinkwasserversor-
gung, die eng mit dem natürlichen Wasserkreislauf 
verbunden ist und jederzeit die Bedarfe der Bevölke-
rung, aber auch von Industrie und Gewerbe decken 
soll, ohne die Ressourcen (Grund und Oberfl ächen...) 
übermäßig zu beanspruchen. Der Klimawandel und die 
damit einhergehenden  Trockenperioden und Starkre-
genereignisse stellen aber auch die Abwasserbehand-
lung vor große Herausforderungen, da funktionierende 
Kanalnetze für  Hygiene, Lebensqualität, Gewässer-
schutz und nachhaltige wirtschaftliche Entwicklung 
unerlässlich sind. 

Maßnahmen zur ortsnahen Versickerung wie z.B. 
Flächenentsiegelung können dazu beitragen, den 
Grundwasserkörper für trockenere Zeiten zu stabilisie-
ren und andererseits das Abwassersystem bei hohen 
Niederschlägen zu entlasten. Hierfür ist eine ganzheit-
liche Betrachtung  unter Einbeziehung der Gewässer 
sinnvoll, um effi ziente und wirkungsvolle Maßnah-
men zu treffen. Weitere wichtige Speicher sind zudem 
Rückhaltebecken, Flüsse und Auen. Hier kann sich das 
Wasser auf natürliche Weise ausbreiten und füllt so 
nach und nach auch die Grundwasserspeicher wieder auf.

Der Wasserverbandstag e.V. vereint als einzige Organi-
sation alle Bereiche der Wasserwirtschaft und verfügt 
damit über jahrzehntelange Erfahrung im Bereich der 
integrativen Wasserwirtschaft. Ausgehend von einem 
umfassenden Systemverständnis steht die integrierte 
Wasserwirtschaft für einen nachhaltigen Umgang der 
Ressource Wasser.

WASSERRECHTE UND 
NUTZUNGSKONKURRENZEN
Der WVT weist schon seit einigen Jahren auf dieses 
Thema mit all seinen Teilaspekten hin, da dies exis-
tenziell für die Aufgabe der Daseinsvorsorge in Nie-
dersachsen ist. Die öffentliche Wasserversorgung ist 
inzwischen zum entscheidenden Standortfaktor für 
die Kommunen, aber auch für das Land Niedersachsen 
geworden. Allerdings werden Wasserrechtsverfahren 
immer umfangreicher und stellen alle Beteiligten vor 
enorme Herausforderungen. Z. T. führt dies dazu, dass 
Wasserrechte gar nicht mehr erteilt werden.

Die Belange des Naturschutzes haben in den letzten 
Jahren die Belange der Wasserversorgung in den 
wasserrechtlichen Verfahren verdrängt. So kann die 
derzeitige Auslegung und Vorgehensweise zur Umset-
zung der EG-WRRL bewirken, dass die Entnahme von 
Grundwasser zu Zwecken der öffentlichen Wasserver-
sorgung wegen damit einhergehender negativer Ein-
wirkungen auf Oberfl ächengewässer auf den bisheri-
gen Stand festgeschrieben, weiter eingeschränkt oder 
sogar unmöglich wird.

In diesem Zusammenhang ist die 
Wasserstoffproduktion ein wichtiger 
Baustein der Dekarbonisierung und 
der nachhaltigen Energiegewinnung 
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Ein veröffentlichter Leitfaden dazu verfehlt aus unse-
rer Sicht das Ziel, eine landesweit einheitliche Vor-
gehensweise bei der Erstellung und Bewertung von 
Fachgutachten und Wasserrechtsverfahren zu etablie-
ren, da eine Prüfung der Auswirkungen mit den der-
zeit vorliegenden Verfahren nicht möglich ist. Auch 
der novellierte Grundwasserbewirtschaftungserlass 
führt zu erheblichen Problemen, da die ermittelten 
maßgeblichen nutzbaren Dargebotsreserven sowie 
die Klassifi zierung der Grundwasserkörper auf einem 
groben Abschätzverfahren beruhen. Die verwendeten 
Eingangsgrößen weisen erhebliche Unsicherheiten 
und mögliche Fehler mit unbekannter Signifi kanz auf. 
Zudem wurden mit dem Entwurf des Erlasses klima-
tische Extrem-Annahmen getroffen und neue, nicht 
nachvollziehbare reduzierende Faktoren eingeführt. 
In der Summe führen die gewählten extremen Annah-
men und Berechnungen und das Abschätzverfahren 
zu einer übervorsichtigen Einschätzung und zu unrea-
listisch geringen nutzbaren Dargebotsreserven.

Die Anwendung des Erlasses hat eine Einschränkung 
der wasserwirtschaftlichen Spielräume bis auf ein Mi-
nimum zur Folge und die ohnehin komplexen Verfah-
ren werden noch komplexer und aufwändiger. In vielen 
Regionen liegen umfangreiche detaillierte Modelle 
vor, die ein deutlich realistischeres Bild der Situation 
vor Ort abbilden. Dennoch gilt der Regelfall des Er-
lasses und Abweichungen davon müssen aufwändig 
nachgewiesen und dann von der zuständigen Behörde 
auch akzeptiert werden. Wir fordern sicherzustellen, 
dass das Regel-Ausnahmeverhältnis umgekehrt wird 
und die vorhandenen Daten Eingang in den Erlass fi n-
den. Die grobe Abschätzmethode des Erlasses darf 
nur dort zur Anwendung kommen, wo keine besseren 
Daten vorliegen.

Die EG-WRRL beinhaltet Möglichkeiten, um zu be-
rücksichtigen, dass wir in Europa in einer Kultur- 
und nicht einer unberührten Naturlandschaft leben. 
Wir fordern, diese Möglichkeiten zu nutzen, um die 
Daseinsvorsorge dauerhaft zu sichern. Eine weite-
re Möglichkeit wäre, Wasserrechte zu genehmigen 
nach Abwägung: man geht zwar davon aus, dass 
die öffentliche Wasserversorgung negative Aus-
wirkungen auf die Ökologie haben kann, stuft die 
öffentliche Wasserversorgung aber als so wichtig 
ein, dass das Wasserrecht dennoch genehmigt wird. 
Wir fordern daher eine ermessenssteuernde Anwei-
sung (Erlass), die diese Möglichkeit zulässt.

Unser gemeinsames Ziel muss es sein, die öffentliche 
Wasserversorgung als gesellschaftliche Aufgabe zu 
unterstützen und über entsprechende Projekte prag-
matische Lösungen für die aus unserer Sicht fatalen 
Diskussionen über Wasserrechte zu fi nden. Die Um-
setzung der EG-WRRL kann insbesondere in diesem 
Punkt die künftige Entwicklung des Landes massiv be-
einträchtigen.

Im Zusammenhang mit dem prognostizierten Klima-
wandel wird sich aufgrund zunehmender Sommer-
trockenheit vermutlich auch der Anteil der Flächen 
erhöhen, für den seitens der Landwirtschaft Bereg-
nungsbedarf gesehen wird. Um das Risiko verän-
dernder  Anstromrichtungen und damit verändernder 
Grundwasser-Qualitäten  durch den Einfl uss von Be-
regnungsbrunnen zu vermeiden, sollten künftig keine 
weiteren Beregnungsbrunnen in Trinkwassergewin-
nungsgebieten zugelassen werden.

Zudem entsteht teilweise der Eindruck einer Ungleich-
behandlung bei der Erteilung von Wasserrechten für 
Beregnung und öffentliche Wasserversorgung. Wir 
fordern, für alle Wassernutzer die gleichen Maßstä-
be anzusetzen. Flexible Wasserrechte, wie sie für die 
Feldberegnung praktiziert werden (Ausgleich 5 Jahre) 
wären auch für die öffentliche Wasserversorgung hilf-
reich. Stattdessen werden hier maximale Tageswerte, 
teilweise sogar Stundenwerte, festgelegt.

VORRANG UND 
RECHTSSICHERHEIT 
FÜR DIE ÖFFENTLICHE 
WASSERVERSORGUNG
Um die Verfahren künftig vereinfachen und beschleu-
nigen zu können, fordern wir, eine zentrale landesweite 
Ansprechstelle für die Anwendung von Naturschutz- 
und Umweltrecht sowie für Fragen der EG-WRRL zu 
schaffen. Zudem müssen Bewertungskriterien prag-
matisch gewählt und Prognosen durch qualifi zier-
te Beweissicherung ersetzt werden. Wir fordern als 
oberstes Ziel die Herstellung der Rechtssicherheit für 
die öffentliche Wasserversorgung.

In Zeiten der Wasserknappheit bzw. während Hitzepe-
rioden kann trotz des Vorrangs der öffentlichen Was-
serversorgung die Nutzung durch Allgemeinverfü-
gungen auf bestimmte Zwecke behördlich beschränkt 
werden (Bewirtschaftungsermessen), um dringendere 
Bedarfe sicherstellen zu können. Diese Einschränkun-
gen sind nach regionalen und lokalen Gegebenheiten 
fl exibel steuerbar. Zusätzlich zur behördlichen Rege-
lung kann auch der Wasserversorger selbst Nutzungen 
untersagen, wenn eine Übernutzung zu befürchten ist.

Forderungen, wonach bereits bei der Erteilung der Be-
willigung die Nutzung auf den Haushalts- oder Trink-
wassergebrauch zu beschränken ist, sind wenig sinn-
voll und werden von uns klar abgelehnt. Technisch, 
rechtlich und datenschutzrechtlich ist es dem Was-
serversorger im aktuellen Versorgungssystem nicht 
möglich, eine Abgrenzung nach der tatsächlichen 
Nutzung vorzunehmen. Wir begrüßen daher den Be-
schluss des Bundesverwaltungsgerichtes (BVerwG) 
vom 12.01.2024 (Az. 10 BN 4.23), der sich mit dem 
Begriff der „öffentlichen Wasserversorgung“ im Sinne 
des Wasserhaushaltsgesetzes (WHG) befasst. Hierin 
stellt das BVerwG klar, dass der Begriff der öffentli-
chen Wasserversorgung im Sinne der § 50 Abs. 1, § 51 
Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 WHG die Deckung des Bedarfs der 
Allgemeinheit an Trink- und Brauchwasser meine. Das 
Wohl der Allgemeinheit beschränke sich daher nicht 
auf die Versorgung der Bevölkerung, sondern umfasse 
auch die industrielle und gewerbliche Wasserversor-
gung. Rechtlich sei es unerheblich, welchen Zwecken 
die Verwendung des Wassers beim jeweiligen Endver-
braucher, sei es ein privater Haushalt oder ein Unter-
nehmen, letztlich diene.

Hinzu kommt: würde man bereits bei der Bewilligung 
für die öffentliche Wasserversorgung zwischen Trink-
wasser und Brauchwasser unterscheiden, so müsste 
diese Unterscheidung auch bei Feldberegnung (z.B. 
Produktion von Lebensmitteln zur Daseinsvorsor-
ge oder von Energiepfl anzen) und Industrie in ähn-
licher Weise erfolgen, was ebenso schwierig und 
unpraktikabel wäre.

Um notwendigen Einschränkungen vorzubeugen, for-
dert der WVT, auf lokaler, regionaler und übergeordne-
ter Ebene Maßnahmen zu ergreifen, die die Ressource 
Wasser sichern.

WIEDERVERWENDEN 
VON WASSER
Die Berücksichtigung der Wasserwiederverwendung 
- also die Nutzung von gereinigtem Abwasser zur Be-
wässerung oder für industrielle Nutzung - in der inte-
grierten Wasserressourcenplanung stellt einen nach-
haltigen Ansatz im Wasserressourcenmanagement 
dar. Sie ermöglicht es, Wasser auch in regionalen 
Kreisläufen zu nutzen. Wir begrüßen daher die Inten-
tion der EU und des Bundes, die Wasserwiederver-
wendung zu stärken. Gemäß einer Studie des Umwelt-
bundesamtes birgt Wasserwiederverwendung aber 
auch für die menschliche Gesundheit, die Böden und 
das Grundwasser zahlreiche Risiken, da Spurenstoffe 
eingetragen werden könnten. Auch zusätzlichen Reini-
gungsschritte können nie alle Spurenstoffe beseitigen; 
dies muss bei der Nutzung von gereinigtem Abwasser 
zur Beregnung immer mit bedacht werden. Aus Vor-
sorgegründen sollte daher von einer Wasserwieder-
verwendung für landwirtschaftliche Zwecke in Trink-
wassereinzugsgebieten, nicht nur in den Schutzzonen 
I und II, sondern auch in der Schutzzone III, abgesehen 
werden. Die Regelung ist außerdem auf darüberhin-
ausgehende Trinkwassereinzugsgebiete ohne Schutz-
gebiete auszuweiten. Aus Vorsorgegründen für den 
Trinkwasserschutz stellt sich ein vollständiger Aus-
schluss der Wasserwiederverwendung in diesen Ge-
bieten als alternativlos dar. Zudem sollten auch Vor-
ranggebiete für die zukünftige Trinkwassergewinnung 
vom Anwendungsbereich der Wiederverwendung aus-
geschlossen werden.

Aus Sicht des WVT ist die Wasserwiederverwendung 
als Möglichkeit zur Ressourcenentlastung durchaus 
sinnvoll, da gereinigtes Abwasser als wertvolle Res-
source im Sinne der Kreislaufwirtschaft angesehen 
werden kann, die regionale Situationen von Trocken-
heit entlasten kann. Hierfür muss immer auf regionaler 
Ebene die individuelle Situation mit allen vor Ort betrof-
fenen Akteuren betrachtet werden, um zu entscheiden, 
ob Wasserwiederverwendung im Kontext des regiona-
len Wassermanagements eine Option sein kann. 
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Beachtet werden muss die Abgrenzung zur üblichen 
Abwasserbehandlung vor Einleitung in ein Oberfl ä-
chengewässer. Maßnahmen zur Hygienisierung und 
sonstige über die Anforderungen der Abwasserver-
ordnung (AbwV) hinausgehende Behandlungsschritte, 
die ausschließlich der Wasseraufbereitung für Zwecke 
der Wiederverwendung zur landwirtschaftlichen Be-
wässerung dienen, gehören nicht zur Abwasserbesei-
tigung. Während die Kosten der Abwasserbehandlung 
vom Betreiber der Abwasserbehandlungsanlage auf 
den Gebührenzahler umgelegt werden, müssen die 
zusätzlichen Kosten der Wasserwiederaufbereitung 
auf den Endnutzer des Wiederverwendungswassers 
umgelegt werden.

Wir weisen allerdings darauf hin, dass es auch Fälle ge-
ben kann, in denen das Verregnen, Verrieseln und Ver-
sickern von Abwasser satzungsgemäße Aufgabe ist.

Eine weitere Differenzierung u. a. nach Bestandsanla-
gen (Braunschweig) und regionaler Verortung sowie 
weiteren Gesichtspunkten wie die Einbeziehung der 
Oberfl ächengewässerverordnung, des übergeord-
neten Gemeinnutzens und ggf. kosteneinsparender 
Elemente, wie die Verringerung der Abwasserabgabe 
durch die Verregnung, sollte für das Heranziehen einer 
Kostenträgerschaft daher mit bedacht werden.

Zudem fällt auf, dass die Anforderungen in Deutsch-
land über die Regelungen der derzeit direkt gelten-
den EU-Verordnung hinausgehen sollen. Wir weisen 
insofern darauf hin, dass dies der klimaangepassten 
Bewirtschaftung der Ressource Wasser eher entge-
gensteht. Die deutlich über die EU-Regelung hinaus-
gehenden Restriktionen verhindern nicht nur eine Zu-
nahme der Wasserwiederverwendung in Deutschland, 
sondern gefährden auch schon lange betriebene Was-
serwiederverwendungssysteme wie z.B. das Braun-
schweiger Modell[1], das bereits viele Jahrzehnte mit 
entsprechendem Monitoring und Risikomanagement-
plan Wasserwiederverwendung erfolgreich betreibt.

3.3   GÜTE
3.3.1 TRINKWASSER
Die Ressourcen zur Trinkwasserbereitstellung für 
nachfolgende Generationen dürfen nicht gefährdet 
werden. Der Gewässer- und insbesondere Grundwas-
serschutz hat daher für die Mitgliedsverbände der öf-
fentlichen Wasserversorgung im Wasserverbandstag 
e.V. eine hohe Bedeutung. Laut Erwägungsgründe der 
EG-WRRL sichert eine gute Wasserqualität die Versor-
gung der Bevölkerung mit Trinkwasser (Erwägung 24). 
Die EG-WRRL nennt daher als eines ihrer wesentlichen 
Ziele die Vermeidung einer weiteren Verschlechterung 
des chemischen Zustandes des Grundwassers.

Wasserwirtschaft, Industrie und Landwirtschaft nut-
zen z. T. dieselben Flächen für ihre Aufgaben. Für die 
Trinkwassergewinnung ist es unerlässlich, dass aus-
reichend Grundwasser in hoher Qualität zur Verfügung 
steht und vor Belastungen geschützt wird. Im Sinne ei-
nes vorsorgenden Gewässerschutzes unterstützt der 
WVT die Anstrengungen zur Minimierung von Schad- 
und Störstoffeinträgen.

Daher begrüßen wir grundsätzlich die Einführung eines 
Risikomanagements in den Trinkwassereinzugsgebie-
ten, wie es die Trinkwassereinzugsgebieteverordnung 
vom 12.12.2023 (TrinkwEGV)) vorsieht. Die TrinkwEGV 
verfolgt das Ziel, das Grundwasser, das Oberfl ächen-
wasser und somit das Rohwasser in den Einzugsgebie-
ten zu schützen, um perspektivisch eine Verringerung 
des Umfangs der Aufbereitung von Trinkwasser zu 
bewirken und Gefahren von den Ressourcen abzuwen-
den. Die örtlichen Wasserschutzgebietsverordnungen 
(WSG-VOen) gelten als Risikomanagement, so dass 
weitere Maßnahmen festgelegt werden können, um 
den vorsorgenden Wasserschutz auf eine ordnungs-
rechtliche Ebene zu heben. Der WVT fordert, dass 
dieses Instrument von den Behörden auch verstärkt 
genutzt wird.

Mit der TrinkwEGV werden umfangreiche Aufgaben 
mit kurzen Fristen auf die Wasserversorgungsunter-
nehmen (WVU) übertragen. Der Bundesrat hat in 
seiner Entschließung vom 24.11.2023 daher die Bun-

desregierung gebeten, die Berichts- und Dokumenta-
tionspfl ichten auf ein Mindestmaß zu reduzieren und 
diese schlank und vollzugstauglich zu gestalten.  Der 
WVT unterstützt dies. Die TrinkwEGV darf nicht dazu 
führen, dass den WVU und den zuständigen Behörden 
ein Mehraufwand über das erforderliche Maß hinaus 
entsteht. Um eine pragmatische niedersächsische 
Vorgehensweise unter Berücksichtigung vorhandener 
Grundlagen zu entwickeln, hat der WVT mit einer AG 
eine Handlungshilfe für Wasserversorgungsunterneh-
men in Niedersachsen erstellt.

Insgesamt fordert der WVT, dass der vorsorgende Ge-
wässerschutz als gesellschaftspolitische Aufgabe bei 
allen wirtschaftlichen Tätigkeiten und Entscheidun-
gen als oberstes Ziel anerkannt werden muss.

KOOPERATIONSMODELL
Die landwirtschaftliche Bewirtschaftungsintensität in 
der Fläche hat in früheren Jahren immer weiter zuge-
nommen, was zunehmend zu Stickstofffreisetzungen 
geführt hat, die einer Zielerreichung der von der EU 
vorgegebenen Qualitätsnormen beim Gewässerschutz 
entgegenstehen. Die Düngeverordnung ist zentraler 
Teil des deutschen Aktionsprogramms zur nationalen 
Umsetzung der EG-Nitrat-Richtlinie von 1991.

Trotz der gemeinsamen Anstrengungen von Land-
wirtschaft und Wasserversorgung haben die bisheri-
gen ordnungsrechtlichen Schutzmaßnahmen und das 
Kooperationsmodell die gesetzten Ziele noch nicht 
überall erreicht. Nach wie vor liegen die mittleren 
Nitrateinträge zum Teil zu hoch und auch Abbaupro-
dukte von Pfl anzenschutzmitteln (PSM) werden fl ä-
chendeckend gefunden. Dass in Niedersachsen trotz-
dem noch Trinkwasser mit hoher Qualität gefördert 
werden kann, ist vor allem dem hohen Alter, der De-
nitrifi kation und der tiefen Entnahme des Grundwas-
sers zu verdanken. Daher wäre es leichtsinnig, den be-
schriebenen Risiken nicht rechtzeitig und ausreichend 
entgegenzutreten, zumal Aufbereitungsmethoden für 
die Entfernung PSM-Rückständen und Nitrat vielfach 
nicht vorhanden sind. Das Kooperationsmodell in den 
Trinkwassergewinnungsgebieten (TGG) muss also 
dringend weiterentwickelt werden, um den Auftrag der 
Daseinsvorsorge für die Gesellschaft zu erfüllen und 
als freiwillige „On-Top-Maßnahme“ zum Trinkwasser-
schutz für die Landwirtschaft weiter attraktiv zu sein.

Hierfür fehlen dem Kooperationsmodell Trinkwasser-
schutz seit Jahren erhebliche Finanzmittel. Trotz ho-
hem Handlungsbedarf ist der Trinkwasserschutz bei 
den aktuellen Naturschutz-Dis kussionen in den Hin-
tergrund geraten. Weiterentwicklungen und Innovatio-
nen hat es im Kooperationsmodell länger nicht gege-
ben oder waren aufgrund begrenzter Mittelrückfl üsse 
aus der Wasserentnahmegebühr (WEG) nicht möglich. 
Auch ist die Verordnung über Schutzbestimmungen in 
Wasserschutzgebieten (SchuVO) vom 09.11.2009 in 
vielen Punkten längst überholt.

Gemeinsames Ziel muss es sein, für das Kooperations-
modell des Landes Niedersach sen neue Strategien zu 
entwickeln, die die Trinkwassergüte auch zukünftig 
sichern und dem vorsorgenden Trinkwasserschutz 
die dringend erforderliche Erstrangigkeit einräumen. 
Dies erfordert dringend eine höhere Finanzmittel-
ausstattung aus der WEG; ohne Erhöhung der Mittel 
sind inzwischen viele Kooperationen in ihrer Existenz 
gefährdet. Allein um den Infl ationsausgleich aufzu-
fangen und neuen Herausforderungen wie Metabo-
liten begegnen zu können, benötigt jede Kooperation 
mindestens 30 % mehr Finanzmittel. Nach dieser Ba-
siserhöhung sollte ein weiteres Zusatzbudget zielge-
richteter auf den tatsächlichen Maßnahmenbedarf im 
Einzugsgebiet ausgerichtet werden. Die Realität muss 
über das Prioritätenprogramm abgebildet werden, um 
die Mittelverteilung auch für die Landwirtschaft nach-
vollziehbar zu machen.

Grundvoraussetzung für ein funktionierendes Koope-
rationsmodell ist es, dass das Land den Basisschutz 
und die Einhaltung der rechtlichen Grundlagen (wie 
z.B. 50 mg/l Nitrat) sicherstellt. Zudem ist es vor dem 
Hintergrund der immer größer werdenden Herausfor-
derungen bei immer weniger zur Verfügung stehenden 
Mitteln dringend erforderlich, Bürokratie innerhalb des 
Kooperationsmodells abzubauen und z.B. vermehrt Di-
gitalisierung zur Verbesserung der Situation zu nutzen. 

PSM UND METABOLITE
Speziell Pfl anzenschutzmittel (PSM) gelangen ver-
mehrt in die Diskussion, da deren Abbauprodukte 
(Metaboliten) im Spurenstoffbereich fl ächendeckend 
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nachgewiesen werden können. Der fl ächenhafte 
Nachweis belegt, dass auch bei ordnungsgemäßer 
Anwendung Metabolite in das Grundwasser gelangen 
können. Dies zeigt, dass dringend eine gesamtgesell-
schaftliche Diskussion mit allen beteiligten Akteuren 
hinsichtlich der Zulassungsverfahren geführt werden 
muss. Auch die Bevölkerung muss sensibilisiert wer-
den, da PSM auch von privaten Eigentümern ohne ver-
tieftes Fachwissen angewendet werden.

Der WVT steht für den vorsorgenden Grundwasser-
schutz. Zur guten fachlichen Praxis gehört aus unserer 
Sicht eine regenerative Landwirtschaft, die statt auf 
PSM auf vorbeugende alternative Maßnahmen wie die 
Fruchtfolge, Wahl des Aussaatzeitpunktes oder me-
chanische Maßnahmen oder das Anlegen einer Pfl ug-
furche setzt.

In diesem Zusammenhang weisen wir darauf hin, dass 
die Regelung zu den Ausgleichsleistungen nach § 93 
Abs. 1 S. 2 NWG für das Glyphosatverbot der Pfl anzen-
schutzanwendungsverordnung (Pfl SchAnwV) nicht 
greifen kann, da die politische Zielsetzung der §§ 51, 
52 WHG, auf die sich § 93 NWG stützt, der Schutz 
der Gewässer, insbesondere des Grundwassers ist. 
Die Pfl SchAnwV verfolgt hingegen gänzlich andere 
Schutzzwecke als das WHG, nämlich die Förderung 
der Artenvielfalt und der Biodiversität, so dass eine 
Ausgleichspfl icht für Glyphosat nicht greift.

Zudem weisen wir darauf hin, dass die Regelung aus 
§ 93 Abs. 1 S.2 NWG aus den 90er Jahren stammt und 
durch die Einführung von Cross Compliance im Jahr 
2007 überholt wurde, da darin Direktzahlungen für die 
Einhaltung von Pfl anzenschutzmittel (PSM)-Regeln 
enthalten sind. Beihilferechtlich ist die Zahlung des 
Ausgleichs insofern mehr als problematisch, so dass 
dieser Passus im NWG schon längst hätte gestrichen 
werden müssen, um Schaden von der Landwirtschaft 
fernzuhalten.   Wir fordern daher schon lange, § 93 
Abs. 1 Satz 2 NWG zu streichen – zumal Niedersach-
sen das einzige Bundesland ist, das diese Ausgleichs-
pfl icht verankert hat.

Zusammenfassend haben die Wasserversorgungsver-
bände im WVT große Sorge, dass der negative Trend 
der Qualität der Grundwasserressource nicht recht-
zeitig aufgehalten werden kann. Dies ist eine unserer 
größten Herausforderungen geworden, der wir uns als 
Gesellschaft alle gemeinsam stellen müssen.

NUTZUNGSKONFLIKTE IN 
WASSERSCHUTZGEBIETEN
Inzwischen mehren sich die Ansprüche auf mögliche 
Nutzungsformen für die oberirdischen Flächen und 
den unterirdischen Raum von Wassereinzugsgebieten, 
die der öffentlichen Wasserversorgung dienen. Die 
Wasserwirtschaft beobachtet dies mit Sorge, da häu-
fi g mögliche Gefahren für das Grundwasser nicht be-
rücksichtigt werden. Bei der Nutzung der Flächen und 
des Untergrundes muss der öffentlichen Wasserver-
sorgung der Vorrang vor wirtschaftlichen Interessen 
eingeräumt werden, weil der damit verbundene Grund-
wasser- und Ressourcenschutz für den Menschen von 
elementarer Bedeutung ist.

Des Weiteren ist es eine Herausforderung für den 
Grundwasserschutz, dass der Untergrund auch als 
Speicherstätte - z. B. zur Versenkung fl üssiger Ab-
fälle und Abwässer, aber auch zur Speicherung von 
CO2 - genutzt wird, obwohl z. T. noch keine Erfahrun-
gen zum Langzeitverhalten existieren. Der WVT sieht 
auch in weiteren großen Infrastrukturmaßnahmen ein 
erhebliches Risikopotential für eine nachhaltige Was-
serversorgung, wie z. B. in der sogenannten Südlink-
Stromtrasse. Wasserschutzgebiete werden dort nur 
als deutlich nachrangiger Raumwiderstand bewertet.

Ein Eingriff in den Untergrund kann immer zu einer Ge-
fährdung des Grundwassers führen und somit die öf-
fentliche Wasserversorgung negativ beeinträchtigen. 
Damit auch die nachfolgenden Generationen die Res-
source Wasser noch nutzen können, fordern wir eine 
nachhaltige Bewirtschaftung, die die Trassenführung 
durch ein Wasserschutzgebiet ausschließt. Die Fest-
legung von Ausschlussgebieten in der Raumplanung 
dürfte ein hilfreiches Instrument darstellen. Es gelten 
die Grundsätze des Wasserhaushaltsgesetzes, wo-
nach das Grundwasser vor nachteiligen Auswirkungen 
zu schützen ist. Auch in § 2 Abs. 2 S. 6 Raumordnungs-
gesetz (ROG) wird explizit im Grundsatz der Raumord-
nung aufgeführt, dass Grundwasservorkommen zu 
schützen sind. In sensiblen Gebieten wie Trinkwasser-
gewinnungsgebieten sind derartige Risiken somit un-
bedingt zu vermeiden. 

Wir begrüßen insofern die Maßnahme 45 der Nationa-
len Wasserstrategie, wonach wasserwirtschaftliche 
Planungen besser in die räumliche Gesamtplanung 
integriert werden sollen.

Der WVT fordert, auch den unterirdischen Raum durch 
eine zentral gesteuerte raumordnerische Erfassung 
und Steuerung des Untergrundes zu ordnen. Die groß-
fl ächige Koordinierung von Nutzungskonkurrenzen im 
Untergrund bietet die Möglichkeit, wirtschaftliche In-
teressen dort zurückzustellen, wo ein Trinkwasserge-
winnungsgebiet besteht. Insofern muss bei jeglichen 
wirtschaftlichen Eingriffen, die eine Gefahr darstellen 
können, vorab eine unabhängige dreidimensionale 
Betrachtung des Untergrundes erfolgen.

3.3.2 ABWASSERBE-
          HANDLUNG

ANTHROPOGENE SPUREN-
STOFFE
Anthropogene Spurenstoffe (wie z. B. Inhaltsstoffe aus 
Arzneimitteln, Industriechemikalien, Haushaltsche-
mikalien, Körperpfl egemitteln, Reinigungs-, Wasch- 
und Desinfektionsmitteln, Hormone, Biozide, Pestizi-
de u. ä.) gelangen u. a. über menschliche Aktivitäten 
und Ausscheidungen in das häusliche Abwasser und 
damit in die Umwelt. Aber auch Niederschlagswasser, 
industrielle Einleitungen, bestimmte landwirtschaftli-
che Tätigkeiten, Straßen und Bahntrassen und diverse 
diffuse Quellen sind als Eintragspfad zu berücksich-
tigen. Zu den Spurenstoffen zählen auch Plastikpar-
tikel (Mikroplastik), die auf unterschiedlichem Weg 
eingetragen werden.  

Aufgrund der Weiterentwicklung der Analysetech-
niken werden möglicherweise schon länger im Was-
serkreislauf vorhandene anthropogene Substanzen 
in immer niedrigeren Konzentrationen nachgewiesen. 
Ziel muss es sein, das tatsächliche Risiko sachgerecht 
zu bewerten und den Eintrag von persistenten, mobi-
len und toxischen Stoffen in den Wasserkreislauf best-
möglich zu vermeiden oder zu vermindern.

Des Weiteren wurden im Rahmen des Spurenstoff-
dialogs des Bundes anwendungs- und informations-
bezogene Maßnahmen für professionelle und private 

Anwender festgelegt. Hier soll die Sensibilisierung 
für einen eintragsmindernden Umgang mit entspre-
chenden Stoffen und Produkten die Probleme ange-
hen. Zielgruppen sind hier alle spurenstoffrelevanten 
Branchen, insbesondere der Gesundheitssektor, Kos-
metika, Wasch- und Reinigungsmittel, Inhaltsstoffe in 
Textilien sowie die Bereiche, in denen Pfl anzenschutz-
mittel eingesetzt werden.

Der WVT begrüßt ausdrücklich, dass mit den quellen- 
und anwendungsorientierten Maßnahmen insbeson-
dere das Vorsorgeprinzip im Rahmen der Risiko- und 
Gefahrenvorsorge maßgeblich zum Tragen kommen 
soll, bevor nachgeschaltete Maßnahmen (weiterge-
hende Reinigungsstufen auf Kläranlagen) genutzt wer-
den. Wir begrüßen zudem ausdrücklich, dass mit der 
Novelle der Kommunalabwasser-Richtlinie die Veran-
kerung der Herstellerverantwortung erfolgt ist, über 
die mind. 80 % der Kosten für die 4. Reinigungsstufe 
getragen werden sollen. Hier müssen aber schnellst-
möglich Hinweise folgen, wie die konkrete Umsetzung 
dieser Vorgabe erfolgen soll – zum einen die Heran-
ziehung des Verursachers und zum anderen der Mittel-
rückfl uss an den Kläranlagenbetreiber.

Hinsichtlich der weitergehenden Reinigungsstufe for-
dern wir eine differenzierte Vorgehensweise. Die Maß-
nahmenwahl hängt von der grundsätzlichen techni-
schen Machbarkeit, den speziellen Randbedingungen 
und nicht zuletzt den anfallenden Investitions- und 
Betriebskosten ab. Notwendige Maßnahmen können 
entweder beim Produzenten, dem Direkt- oder In-
direkteinleiter, der Landwirtschaft, der Abwasserbe-
handlung oder der Trinkwasseraufbereitung ansetzen. 
Eine weitergehende Reinigungsstufe als pauschale 
Vorgabe ist weder wirtschaftlich noch technisch die 
richtige Lösung, zumal die Steigerung des Energie-
verbrauchs gegenläufi g zu anderen politischen Zielen 
wäre. Zudem können Spurenstoffe auch mit der 4. 
Reinigungsstufe nicht vollständig eliminiert werden, 
auch können Transformationsprodukte auftreten. Für 
den Ausbau einer weitergehenden Reinigungsstufe, 
den auch die Nationale Wasserstrategie in Maßnahme 
26 nennt, muss daher unbedingt der im Spurenstoff-
dialog entwickelte Orientierungsrahmen zugrunde 
gelegt werden.
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NATURSCHUTZBELANGE
Belange des Naturschutzes haben in den letzten Jah-
ren im Hinblick auf die Belange der Wasserversorgung 
und der Abwasserbeseitigung zu erheblichen Proble-
men in den wasserrechtlichen Verfahren geführt. Hier 
hat sich z.B. aus der EG-WRRL ein neuer und aus unse-
rer Sicht äußerst fragwürdiger Umweltvorsorgeansatz 
entwickelt, der in der Konsequenz bedeutet, dass die 
Neubeantragung einer bestehenden Einleiterlaubnis 
selbst bei deutlicher Verbesserung der Einleitwerte 
z. T. nicht mehr genehmigt wird.

In anderen Bundesländern werden Mischungsrech-
nungen für den Fachbeitrag nach WRRL anerkannt, d. 
h., die Auswirkungen auf das Gewässer und damit die 
Beurteilung der Relevanz für die ökologischen Auswir-
kungen nach WRRL werden mit den mittleren Stoff-
konzentrationen im Kläranlagenablauf und Einleitge-
wässer sowie der mittleren Kläranlagenablaufmenge 
und dem mittleren Abfl uss des Gewässers berechnet. 
In Niedersachsen hingegen gibt es kaum einheitliche 
oder orientierende Empfehlungen oder Vorgaben zum 
Vorgehen. Dies führt dazu, dass von den Behörden vor-
sichtshalber Berechnungen mit Maximalwerten ge-
fordert werden, deren Zusammentreffen in der Praxis 
äußerst unwahrscheinlich ist.

In der Konsequenz müssen z. T. lange Ablaufl eitungen 
gebaut werden, um einen Einleitpunkt zu erreichen, 
der es ermöglicht, die Abwasserbehandlung aufrecht 
zu erhalten. Die erheblichen Kosten für diese Baumaß-
nahme müssen die Bürger durch höhere Entgelte zahlen.

Der derzeit meist zu Grunde gelegte pessimistische 
Ansatz mit Maximalwerten wird aufgrund der nur 
scheinbar erhöhten Gewässerbelastung als nicht ziel-
führend erachtet und ist aus Sicht des WVT unver-
hältnismäßig. Wir fordern daher, generell eine mehr 
gebietsbezogene Gewässerbetrachtung des gesamten 
Einzugsgebietes (statt einzelner Vorfl uter) auf Basis 
realistischer Betriebswerte und Vorbelastungen zu 
ermöglichen. Sehr hilfreich für Betreiber und Planer 
wären auch in Niedersachsen orientierende und prag-
matische Leitlinien.

3.4 INFRASTRUKTUR
ERNEUERUNGSBEDARF
Mit einem Anschlussgrad von 99,5 % Prozent der Be-
völkerung an der öffentlichen Wasserversorgung in 
Niedersachsen ist der Vollaufschluss hier seit vielen 
Jahren bereits erreicht. Auch im Bereich der zent-
ralen Abwasserbehandlung ist die Erschließung mit 
rund 94 % Anschlussgrad ebenfalls weitestgehend 
abgeschlossen. Die dauerhaft abwasserseitig dezen-
tral verbleibenden Grundstücke besitzen dezentrale 
Sammel- bzw. Behandlungsanlagen nach dem Stand 
der Technik. Die Zuständigkeit liegt hier beim Grund-
stückseigentümer, mit einer Entsorgungs- und Kont-
rollpfl icht beim Aufgabenträger der Abwasserbehandlung.

Die Aufgabenträger befi nden sich nach der fl ächende-
ckenden erstmaligen zentralen Erschließung in einem 
Übergang von der Herstellung zur Erneuerung.  Nach-
haltiges Handeln der Akteure der öffentlichen Wasser-
versorgung und Abwasserbehandlung ist hierbei das 
generelle Ziel.

Ein wirtschaftlicher und technischer Substanzerhalt 
ist Grundlage einer generationengerechten Ausrich-
tung der Daseinsversorge im Bereich Wasser.

Wie wiederkehrende Datenauswertungen auf Bundes- 
und Landesebene belegen, stehen die Aufgabenträger 
hierbei vor wesentlichen zum Teil neuen Herausforde-
rungen. In weiten Bereichen werden die für den Subs-
tanzerhalt benötigten Erneuerungsquoten von größer 
1 Prozent des Anlagenbestandes und Jahr nicht er-
reicht. Während die oberirdische bzw. leicht zugäng-
liche Infrastruktur wie Kläranlagen, Wasserwerke und 
sonstige technische Einrichtungen generell bedarfsge-
recht erneuert und permanent dem Stand der Technik 
angepasst wird, baut sich im Untergrund an den Rohr-
leitungssystemen zunehmend eine Erneuerungswelle 
auf. Der milliardenschwere Schatz im Untergrund wird 
immer älter.

Dies belegen sehr deutlich die wiederkehrenden lan-
desweiten Kennzahlenvergleiche. Aber auch das von 
BDEW und WVT gemeinsam initiierte und zwischen-
zeitig abgeschlossene länderübergreifende Projekt 
Investitionsstrategie Wasserversorgung macht deut-
lich, welche Erneuerungsbedarfe im Untergrund ent-
stehen und mit welcher Strategie man dem entgegen-
treten muss.

Die vorhandene Infrastruktur der Wasserwirtschaft 
(Netze und Wasserwerke) sind DAS Gut, um das le-
benswichtige Nahrungsmittel Wasser rund um die 
Uhr und mit hoher Qualität zur Verfügung zu stellen. 
Der nachhaltigen Funktionsfähigkeit und Resilienz 
dieser Anlagen kommt daher enorme Bedeutung zu. 
Damit stehen die Unternehmen vor einem stetigen 
Investitionsbedarf für den Substanzerhalt. Die große 
gesellschaftliche Aufgabe, der sich alle WVU stellen 
müssen, ist es, Investitionsentscheidungen so zu tref-
fen, dass die Anlagen langfristig funktionsfähig zur 
Verfügung stehen und wir „nicht heute auf Kosten von 
morgen leben”.

Der Substanzerhalt der Infrastruk-
tur sowie der sich daraus ergeben-
de Investitionsbedarf ist damit ein 
Kernthema, dem sich die Wasser-
wirtschaft stellen muss. Das o.g. 
Projekt von BDEW und WVT greift 
alle wesentlichen Aspekte auf und 
schafft eine belastbare Daten-
grundlage für die Unternehmen 
als Grundlage für strategische 
Entscheidungen. Für jedes Unter-
nehmen werden individuell meh-
rere Strategien mit Auswirkung 
auf Versorgungssicherheit und 
Entgelte simuliert. Andererseits 
wurden die Daten anonym und 
aggregiert zusammengeführt, um 
erstmalig eine belastbare Daten-
basis für die politische Diskussion 
zu generieren.

Im ersten Durchlauf haben sich 37 Unternehmen aus 
Mecklenburg-Vorpommern, Sachsen-Anhalt, Schles-
wig-Holstein und Niedersachsen beteiligt. Allein für 
Niedersachsen werden über 155 Mio. m³ entgeltliche 
Wasserabgabe und mehr als 27.000 km Versorgungs-
leitung im Projekt abgebildet. Die Ergebnisse bestäti-
gen, dass die aktuellen Investitionen zu niedrig sind. 
Hierbei muss auch die Altersstruktur berücksichtigt 
werden: der Investitionsbedarf liegt am Anfang sehr 
niedrig, steigt dann aber schnell an. Um langfristig gut 
aufgestellt zu sein, wird dringend eine Finanzstrategie 
benötigt, da die alleinige Finanzierung über Entgelte 
zu einer übermäßig hohen Belastung der Endkunden 
führen würde.

Die besondere Herausforderung für einen nachhaltigen 
Substanzerhalt liegt darin, dass die Kostenstruktur zu 
rund 80 % aus fi xen Kosten besteht, die unabhängig 
von den angeschlossenen Kunden oder transportier-
ten Wassermengen anfallen.

Bei den Fragen des Substanzerhalts stehen die Aufga-
benträger vor drei grundlegenden Herausforderungen:

·       Refi nanzierung bzw. Finanzierungsinstrumente

·       Effektivität bzw. dem optimaler Mitteleinsatz  
 und Priorisierung der Maßnahmen sowie

·       die Herausforderung der begrenzten 
 personellen Ressourcen.

Zunehmend an Bedeutung gewinnt eine sowohl tech-
nische als auch fi nanzielle und strategische Betrach-
tung über den gesamten Lebenszyklus der Anlagen. 
Zu berücksichtigen ist hierbei, dass regionale Rah-
menbedingungen wie z.B. Geologie und Topografi e die 
Anlagen und den Energiebedarf beeinfl ussen. Regio-
nal angepasste Maßnahmen sind erforderlich und ma-
chen seriöse Vergleiche der Entgeltstrukturen nahezu 
unmöglich.

Ungünstige Rahmenbedingungen wie ein regional 
vorhandener Bevölkerungsrückgang, Folgen des Kli-
mawandels und entsprechend erforderliche Anpas-
sungsmaßnahmen, die Folgen der Energiewende, ein 
Fachkräftemangel, die Folgen globaler Konfl ikte wie 
der Angriffskrieg Russlands in der Ukraine und viele 
weitere Punkte summieren sich zu ernst zu nehmen-
den Störfaktoren.

Der Substanzerhalt der Infrastruk-
tur sowie der sich daraus ergeben-
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Das Ergebnis ist unausweichlich: die Kosten der Was-
serversorgung und Abwasserbehandlung steigen, der 
Wert des Wassers steigt. Die Fragestellungen der Re-
fi nanzierung und möglichen Finanzierungsinstrumen-
ten werden im Kapitel 3.5 näher erörtert.

Die technischen, wirtschaftlichen und fi nanziellen Zu-
sammenhänge müssen in den Bereichen Verwaltung 
und Politik ohne Schuldzuweisungen ankommen und 
gemeinsam offen gegenüber dem Kunden kommuni-
ziert werden. Um eine Kostendeckungslücke zu ver-
meiden und die Daseinsvorsorge Wasser unter zumut-
barer fi nanzieller Beteiligung der Bürger langfristig 
sicherzustellen, muss gemeinsam mit Politik und Ver-
waltung nach mildernden Instrumenten und Optionen 
gesucht werden. Wasserwirtschaft darf nicht in politi-
schen Grenzen und in Wahlperioden betrachtet werden.

CYBERSICHERHEIT, 
SCHUTZ DER KRITISCHEN 
INFRASTRUKTUR
Eine nicht neue, aber aktuell sprunghaft wachsende 
Bedrohung stellt auch die Wasserwirtschaft vor neue 
Herausforderungen: Cyber-Angriffe über das Internet. 
Sprunghaft dadurch, da Täter und Opfer gleicherma-
ßen die Vorteile der fortschreitenden Digitalisierung nutzen.

Die Versorgung der Bevölkerung mit Trinkwasser und 
die Entsorgung der Abwässer gehören zur Daseinsvor-
sorge in Deutschland. Ein Ausfall der Anlagen kann 
sowohl die Daseinsvorsorge als auch die öffentliche 
Sicherheit gefährden. Die Anlagen und Einrichtungen 
der Wasserver- und Abwasserentsorgung gehören da-
her zur sogenannten kritischen Infrastruktur Deutsch-
lands, die besonders geschützt werden muss.

Die Gefahren der Cyber-Angriffe für die Wasserversor-
gung und Abwasserbeseitigung sind in zwei Katego-
rien zu unterteilen: Zum einen gibt es Angriffe auf die 
Verwaltungen mit dem Ziel, Daten abzugreifen, Syste-
me zu blockieren und ggf. anschließender Erpressung. 
Zum anderen erfolgen Angriffe auf die Infrastruktur 
selbst wie Wasserwerke und Kläranlagen mit dem Ziel 
der Störung des Anlagenbetriebs und ebenfalls ggf. 
anschließender Erpressung.

Den Gefahren sind die Aufgabenträger nicht schutz-
los ausgeliefert, aber es bedarf einer kontinuierlichen 
Betrachtung, Entwicklung und Anpassung. Durch die 
zunehmende Abhängigkeit von hochkomplexen Infor-
mationstechnologien  steht die Wasserwirtschaft vor 
der Herausforderung, die IT-Infrastruktureinrichtun-
gen vor immer komplexer werdenden Cyberangrif-
fen, aber auch vor physische Bedrohungen durch z.B. 
Hochwasser oder Angriffe zu schützen. Diese zusätzli-
che Aufgabe bindet enorme personelle und fi nanzielle 
Ressourcen.

Der WVT organisiert mit Partnern, Dienstleistern und 
Landesinstitutionen für seine Mitglieder regelmäßig 
Veranstaltungen für z. B. die Geschäftsleitung oder 
die mit der IT-Sicherheit betrauten Personengruppen, 
um die Mitglieder zu unterstützen, zu schulen und zu 
sensibilisieren.

Auch die Umsetzung einer sich stetig entwickelnden 
behördlichen Regulierung/ Regelung bindet Ressour-
cen. So sind beispielhaft vom Kritisdachgesetz und der 
NIS-2-Richtlinie zahlreiche Akteure der Wasserwirt-
schaft direkt zum Handeln aufgefordert. Doch auch 
nicht direkt - z. B. bei Unterschreitung der maßgeb-
lichen Schwellenwerte - betroffenen Akteuren wird 
empfohlen, sich der Aufgabe zu stellen und sich an 
den einschlägigen Gesetzen, Richtlinien und Normen 
zu orientieren. Diese neue Gefahrenlage trifft auf einen 
nahezu unvorbereiteten Arbeitsmarkt. Der Wettstreit 
um eigene Fachkräfte oder um einschlägige Dienst-
leister hat längst begonnen.

Die NIS-2-Richtlinie verlangt zudem einen „gefahren-
übergreifenden Ansatz“, der auch physische Beein-
trächtigungen wie Diebstahl, Feuer, Überschwemmun-
gen und Telekommunikations- oder Stromausfälle 
berücksichtigt. Der Bund muss dazu bis Januar 2026 
eine nationale Strategie zur Verbesserung der Resi-
lienz kritischer Einrichtungen vorlegen, bei der wir uns 
mit einbringen werden. Auch auf diese Gefahrenlage 
muss sich die Wasserwirtschaft zunehmend vorberei-
ten. Die gesamte kritische Infrastruktur muss hier von 
Beginn an mit betrachtet werden.

Beim fortschreitenden Trend hin zur möglichst umfas-
senden Digitalisierung aller Prozesse der Verwaltung 
und des Anlagenbetriebs muss das Thema IT-Sicher-
heit immer zwingend mit betrachtet werden. Da dies 
trotz aller Bemühungen keine vollständige Sicherheit 
bieten kann, muss weiterhin eine analoge/manuelle 
Fahrweise für den Notfall technisch vorgesehen und 
Personal entsprechend eingewiesen sein.

Für Aufbau, Fortschreibung und Entwicklung eines 
möglichst wirkungsvollen Sicherheitskonzeptes ist 
eine Zusammenarbeit mit den zuständigen Bundes- 
und Landesbehörden erforderlich. Ohne eine entspre-
chende Mitbetrachtung der z. T. kleinteiligen öffentlichen 
Wasserversorgung und Abwasserbehandlung kann der 
Bedrohungslage nicht nachhaltig begegnet werden. Ent-
sprechende Beratungs- und Schulungsangebote müssen 
auch von staatlicher Stelle angeboten werden.

Es muss darauf geachtet werden, dass die geforder-
ten Maßnahmen keine unverhältnismäßige fi nanziel-
le und administrative Belastung für die Einrichtungen 
bedeuten darf. Allerdings macht z.B. die NIS-2-Richt-
linie deutlich, dass sich die Verhältnismäßigkeit nach 
den potenziellen „gesellschaftlichen und wirtschaft-
lichen Auswirkungen“ bemisst, die ein Cybersicher-
heitsvorfall hervorrufen kann. Für die so genannten 
„wesentlichen Einrichtungen“, zu denen Trink- und 
Abwasseranlagen gehören, wird es daher voraussicht-
lich schwierig, sich im Rahmen der Verhältnismäßig-
keit auf den Aufwand und die Kosten der geforderten 
Maßnahmen zu berufen.

3.5    FINANZIELLE 
         RAHMEN-
    BEDINGUNGEN
Die öffentliche Wasserversorgung und Abwasserbe-
handlung zeichnet sich in Niedersachsen durch eine 
hohe Ver- und Entsorgungssicherheit und Qualität 
aus. Längere Versorgungsunterbrechungen gibt es 
hier nicht, da es einen hohen technischen Standard so-
wie einen allgemein noch guten Zustand der Netze und 
Anlagen gibt. Die Trink- und Abwassernetze in Nieder-
sachsen wurden z. T. schon vor vielen Jahrzehnten 
aufgebaut.

Ähnlich wie z. B. sichtbare Straßen oder Brücken 
müssen auch die Trink- und Abwassernetze instand-
gehalten und am Ende ihrer Nutzungsdauer erneuert 
werden. Daher gilt es, dem zunehmenden Bedarf der 
Sanierungs- und Erneuerungsmaßnahmen gerecht zu 
werden. Hinzu kommt der Anpassungsbedarf der Sys-
teme an den demographischen Wandel und an Klima-
veränderungen oder aufgrund einer Ansiedlung oder 
Schließung eines Großkunden.

Eine funktionierende Infrastruktur ist die Grundlage 
wirtschaftlichen Wohlstands und muss generations-
übergreifend erhalten und erneuert werden. Diesem 
Grundsatz folgen die Aufgabenträger der öffentlichen 
Wasserversorgung und Abwasserbehandlung. Dabei 
ist es der Anspruch, den Infrastrukturerhalt zu ge-
währleisten, ohne die Bevölkerung übermäßig durch 
steigende Entgelte zu belasten. Gerade deswegen ist 
es wichtig, dass das Bewusstsein für den notwendigen 
Infrastrukturerhalt, der investitionsintensiv ist und sich 
direkt auf die Höhe der Entgelte auswirkt, in der Ge-
sellschaft vorhanden ist und die politischen und recht-
lichen Rahmenbedingungen stimmen. Erforderliche 
technische Veränderungen müssen sich auch fi nan-
ziell abbilden lassen.

Die Grundsätze der Finanzierung/Refi nanzierung der 
Verbände sind wesentlich im Kommunalabgabenge-
setz Niedersachsen (KAG-Nds.) verankert. Hier be-
steht aus Sicht des WVT und seiner Mitglieder seit 
Jahren dringender Handlungsbedarf.   

Müssen die Leitungen eines Verbandes ausgetauscht 
werden, kann dies je nach Größe des Netzes hunder-
te Millionen Euro kosten. Auf Basis der aktuellen Ge-
setzeslage dürfen die Kosten hierfür im Wesentlichen 
über zwei Wege an die Kunden weitergegeben werden: 
durch einmalige und dann meist sehr hohe Kostenbe-
teiligungen zum Zeitpunkt einer Investition oder durch 
laufende Entgelte z. B. in Form von höheren Gebühren. 
Beide Wege belasten die Kunden stark.

Sozialverträglicheren Lösungen steht derzeit noch 
die geltende Gesetzeslage im Weg, denn bisher dür-
fen die Wasserverbände keine Rücklagen bilden. Ein 
nachhaltiges und zukunftsorientiertes Wirtschaften 
wird so für die Verbände erschwert, was letztlich zu 
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Lasten der Kunden geht. Zudem sind Einsparpoten-
tiale im Betriebsablauf größtenteils ausgereizt.

Wir wären daher dankbar, wenn die Landesregie-
rung die Voraussetzungen schafft, dass Überschüs-
se in einem Kalkulationszeitraum nicht im nächsten 
ausgezahlt werden müssen und stattdessen in eine 
Rücklage fl ießen können. Des Weiteren wäre es wün-
schenswert, dass die Aufgabenträger wiederkehrende 
Beiträge zur Finanzierung von Erneuerungsinvestitio-
nen in leitungsgebundenen öffentlichen Einrichtungen 
von den Grundstückseigentümern erheben können. 
Wiederkehrende Beiträge dämpfen die drohenden 
Gebührenanstiege und senken die Verschuldung der 
Aufgabenträger.

Ein wiederkehrender moderater Erneuerungsbeitrag 
in Verbindung mit einer stabilen Gebühr, die dann nur 
die unvermeidbaren Kostensteigerungen z. B. für Ener-
gie, Kraftstoff und Lohn enthält wäre ein zusätzliches 
Instrument, das die größten Spitzen abfedern könnte. 
Mit dieser zusätzlichen Möglichkeit könnte dann regio-
nal entschieden werden, welches Finanzierungsmodel 
am sozialverträglichsten ist.

Benötigt wird eine Modernisierung und Anpassung 
des NKAG, so, dass ein „Instrumentenkoffer“ entsteht, 
welcher es den Aufgabenträgern erlaubt, den örtlichen 
Situationen angepasste Finanzierungsinstrumente an-
zusetzen. Die oberste Kommunalaufsicht verweist 
wiederkehrend auf die aus ihrer Sicht geeigneten und 
ausreichenden Möglichkeiten des KAG-Nds.

Die Aufwendungen für die Realisierung von Investitio-
nen steigen durch Infl ation, hohe Zinsen, krisenbedingt 
außergewöhnliche hohen Baukosten derzeit deutlich 
an. Mit den geplanten Wirtschaftsplanansätzen lassen 
sich zunehmend weniger Baumaßnahmen umsetzen. 
Die Option der Erhebung von Erneuerungsbeiträgen 
kann aus Gründen der Sozialverträglichkeit meist nicht 
umgesetzt werden. Die Investitionen werden somit im 
Ergebnis fremdfi nanziert oder aufgeschoben. Fremd-
fi nanzierung führt zu einem rasanten Anstieg der Ge-
bühren und zur Fremdverschuldung. Die wirtschaft-
lichen Rahmenbedingungen haben sich damit für die 
Aufgabenträger in den zurückliegenden Jahren weiter 
deutlich verschlechtert.  

Der WVT warnt seit Jahren Politik und Verwaltung 
vor den Folgen einer fehlgeleiteten Finanzierung der 
öffentlichen Wasserversorgung und Abwasserbehand-
lung in Niedersachsen. Hier ist dringend ein Dialog mit 
der Verwaltung und der Politik erforderlich, um neben 
erforderlichen Änderungen im KAG auch weitere Mög-
lichkeiten wie z.B. Förderprogramme, zinsvergünstigte 
Kredite usw. zu diskutieren. Das unter 2.4 beschrie-
bene Projekt mit hoher niedersächsischer Beteiligung 
zur Investitionsstrategie bestätigt, dass dringend eine 
Finanzstrategie benötigt wird, um langfristig gut auf-
gestellt zu sein. Die alleinige Finanzierung über Ent-
gelte würde zu einer übermäßig hohen Belastung der 
Endkunden führen.

Es bedarf gemeinsamer Anstrengungen, um die öffent-
liche Wasserversorgung und Abwasserbehandlung als 
kommunale Aufgaben der Daseinsvorsorge dauerhaft 
sozialverträglich zu gestalten. 

FÖRDERMITTEL UND 
STEUERLICHE ASPEKTE
Der Erhalt und die Entwicklung der vorhandenen Lei-
tungs- und Kanalnetze wird für die Ver- und Entsor-
gungsunternehmen in den kommenden Jahren eine 
entscheidende Herausforderung. Wir begrüßen es 
insofern, dass die Nationale Wasserstrategie als ein 
Kernthema die Entwicklung von Leitlinien zur klimaan-
gepassten Infrastrukturgestaltung vorsieht, die zudem 
Basis für Förderprogramme sein soll (Maßnahme 11). 
Der WVT setzt sich schon lange dafür ein, die Sanie-
rungs- und Erneuerungsmaßnahmen an den Trinkwas-
ser- und Kanalnetzen als förderfähig einzuordnen. Die 
geplanten Leitlinien können hierfür eine gute Basis bil-
den. Zudem kann durch die Optimierung der Stoff- und 
Energiebilanz der Wasserversorgung und Abwasser-
behandlung der Ressourceneinsatz reduziert werden. 
Die Verbände arbeiten dazu kontinuierlich mit betrieb-
lichen und investiven Maßnahmen an der Steigerung 
der Energieeffi zienz bei der Wasserversorgung und 
Abwasserbehandlung. Wir fordern das Land daher auf, 
geeignete investive Maßnahmen und deren Vorunter-
suchungen nach festgelegten Kriterien zu fördern.

Aufgrund der Ausrichtung des deutschen Umsatz-
steuerrechts an europarechtlichen Vorgaben (Richt-
linie 2006/112/EG - Mehrwertsteuersystem-Richt-
linie) wurde bekanntlich die Umsatzsteuerpfl icht 
für öffentlich-rechtliche Institutionen in §§ 2 und 2b 
Umsatzsteuergesetz (UStG) neu geregelt. In Zukunft 
kann grundsätzlich von einer Umsatzsteuerfreiheit nur 
noch dann ausgegangen werden, wenn ein Privater die 
Arbeiten zwar faktisch ausführen könnte, er aber aus 
rechtlichen Gründen daran gehindert ist.

Vorgenanntes gefährdet die bislang immer von Bund 
und Land geforderten vielfältigen Formen interkom-
munaler Zusammenarbeit. Es steht zukünftig somit 
wieder auch bei der Sicherstellung der kommunalen 
Daseinsvorsoge Gewinnerzielung im Vordergrund und 

[1] Das durch den Abwasserverband Braunschweig entwickelte 
„Braunschweiger Modell“ ist bislang einzigartig in Deutschland und 
führt Abwasser aus der Stadt und Bioenergie vom Land zu einem 
Wasser-Nährstoff-Energiekreislauf zusammen. Das gereinigte Ab-
wasser der Stadt Braunschweig wird auf den landwirtschaftlichen 
Flächen der Verbandsmitglieder zur Erzeugung von Nahrungs-
mitteln und Energiepfl anzen zur Erzeugung von Biogas verregnet. 
Das Vorgehen bietet durch geschlossene Kreisläufe Nachhaltigkeit, 
Wertschöpfungsketten von der Pfl anzenproduktion bis zur Strom-
vermarktung und schont natürliche Ressourcen.
  Weitere Informationen zum Braunschweiger Modell fi nden sich 
unter https://www.abwasserverband-bs.de/de/was-wir-machen/
braunschweiger-model
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nicht mehr die verantwortungsvolle und auf langfris-
tige Sicherheit bedachte Aufgabenerfüllung durch öf-
fentliche Aufgabenträger. Wir fordern daher, jegliche 
Formen der interkommunalen Zusammenarbeit zu 
unterstützen.



WASSER
 IST KEINE ÜBLICHE HANDELSWARE,

SONDERN EIN ERERBTES GUT, DAS GESCHÜTZT,

VERTEIDIGT UND ENTSPRECHEND BEHANDELT

WERDEN MUSS.
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